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01 dbb-Vize Dauderstädt zur Sozialwahl 2011: „Wählen heißt Mitbestimmen“ 

(dbb) Der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt hat alle 

Wahlberechtigten zur Teilnahme an der Sozialwahl 2011 aufgerufen. Vom 11. 

April an werden die Briefwahlunterlagen an die rund 30 Millionen Versicherten 

und Rentenbezieher der Deutschen Rentenversicherung Bund übersandt. „ 

Demokratie lebt vom Mitmachen“, stellte Dauderstädt fest. „Die 

Selbstverwaltung der Deutschen Rentenversicherung Bund kann die 

Interessen der Versicherten nur wahrnehmen, wenn sie hinreichend durch 

Wahlen legitimiert ist. Wählen heißt Mitbestimmen. Liste 11 – dbb – wählen 

heißt für die eigenen Interessen stimmen.“ 

Die zu wählenden Mitglieder der Vertreterversammlung der Deutschen 

Rentenversicherung Bund beschließen den nach dem Bundeshaushalt zweitgrößten 

öffentlichen Haushalt mit einem Volumen von rund 137 Milliarden Euro. „Die 

Wählerinnen und Wähler nehmen mit der Wahl Einfluss auf die Verwendung von 

Beiträgen und damit auf die Ausgestaltung der Leistungen der Rentenversicherung. 

Die dbb-Kandidatinnen und Kandidaten stellen sicher, dass die besonderen Belange  

der im öffentlichen Dienst Beschäftigten berücksichtigt werden“, so Dauderstädt in 

seinem Wahlaufruf. 

mailto:post@brh.de, Internet: www.brh.de 
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„Der dbb tritt dafür ein, das gegliederte Alterssicherungssystem in Deutschland zu 

erhalten, die Lasten zwischen den Generationen gerecht zu verteilen, eine alterns- 

und altersgerechte Arbeitswelt zu gestalten sowie die Renten im Osten zügig 

anzupassen. Viele Mitbewerber bei den Sozialwahlen fordern hingegen eine 

Abschaffung der Beamtenversorgung. 

Solchen Bestrebungen muss überall ein Riegel vorgeschoben werden“, mahnte der 

dbb Vize. Auch viele Beamtinnen und Beamte sind wahlberechtigt, soweit bei ihnen 

rentenversicherungsrechtliche Zeiten vorhanden sind. 

„Alle Kolleginnen und Kollegen, die in den kommenden Tagen die Wahlunterlagen 

erhalten, sollten von ihrem Wahlrecht Gebrauch und ihr Kreuz bei Liste 11 – dbb – 

machen“, empfahl Dauderstädt. Im Freundes- und Familienkreis wie im beruflichen 

Umfeld solle zudem für die Listen des dbb oder seiner Mitgliedsgewerkschaft GdS 

(Liste 13) geworben werden. 

Seitenanfang 

 

02 Rainer Wendt wieder zum DPolG-Bundesvorsitzenden gewählt 

 (dbb) Rainer Wendt ist am 4. April 2011 auf dem 23. Bundeskongress der 

Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) in Berlin in seinem Amt als 

Bundesvorsitzender der Gewerkschaft bestätigt worden. Der 54-jährige 

Hauptkommissar aus Duisburg bekam 98,9 Prozent der Stimmen.  

Wendt verdeutlichte in einer kämpferischen Rede die Schwerpunkte der künftigen 

Gewerkschaftsarbeit und stimmte die Organisation auf die Herausforderungen in den 

kommenden Jahren ein. Dabei stehen die besorgniserregende Personalsituation bei 

der Polizei sowie die Verbesserung der Einkommenssituation im Mittelpunkt. Aber 

auch die Entfremdung von Staatsführung und Gesellschaft, die mit dem Verlust an 

staatlicher Autorität, Politikverdrossenheit und wachsenden extremistischen Kräften 

einhergeht, werde die Polizei zunehmend fordern. 

Wendt sagte vor den rund 300 Kongressteilnehmern: „Den Mangel an Respekt 

gegenüber Erziehungs- und Führungsinstitutionen bekommen unsere Kolleginnen 

und Kollegen täglich auf der Straße hautnah zu spüren. Die Politik muss 

gesellschaftspolitisch umsteuern, staatliche Tätigkeit fördern und private Anbieter in 

gesellschaftlichen Problembereichen abschalten. Mit Problemen wie Kriminalität und 

Orientierungslosigkeit, Obdachlosigkeit und Armut, Bildungsferne oder 

Arbeitslosigkeit darf man keine Geschäfte machen, man muss sie lösen.“ 

Die öffentliche Veranstaltung im Rahmen des Kongresses stand unter dem Motto 

„Stabile Sicherheit in schwierigen Zeiten“. Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich 

dankte den Polizistinnen und Polizisten: „Sie sorgen dafür, dass Recht und Gesetz 

auch Gültigkeit gegenüber jedermann behalten, dass die Menschen in unserem Land 

sich frei bewegen können. Sicherheit ist für die Menschen eine Frage der 

Lebensqualität“, sagte der Minister.  

Seitenanfang 

 

03 Bundestagsanhörung zur Abschaffung der Praxisgebühr 

Hinsichtlich des Antrags der Fraktion DIE LINKE „Praxisgebühr und andere 

Zuzahlungen abschaffen – Patientinnen und Patienten entlasten“ (BT-Drs. 

17/241 vom 15.12.2009) hat am 13. April 2011 eine Verbändeanhörung im 
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Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages stattgefunden, an der 

eine Delegation des dbb teilgenommen hat. 

Die Fraktion DIE LINKE fordert in ihrem Antrag den Wegfall der mit dem Gesetz zur 

Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GMG) eingeführten 

Zuzahlungen sowie der Praxisgebühr. Finanziert werden soll dies durch die 

Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze (BBG) von derzeit 3.712,50 Euro pro 

Monat auf das Niveau der BBG in der gesetzlichen Rentenversicherung (derzeit 

4.800 Euro (Ost) bzw. 5.500 Euro pro Monat (West)).  

Der dbb hatte die Einführung der Praxisgebühr im Gesetzgebungsverfahren zum 

GMG ebenfalls kritisiert, lehnt jedoch die Maßnahmen der nun vorgeschlagenen 

Gegenfinanzierung ab. Aus Sicht des dbb dürfen Beitragszahlungen nicht 

vollkommen losgelöst von den ihnen gegenüberstehenden Leistungen betrachtet 

werden. Die ebenfalls geforderte Anhebung der Versicherungspflichtgrenze in der 

GKV lehnt der dbb ebenfalls ab, wird hierdurch doch ein Wechsel in die PKV 

erschwert und damit die Zukunft der PKV in Frage gestellt. 

Neben dem Wegfall der Zuzahlungen und der Praxisgebühr unterstreicht DIE LINKE 

in ihrem Antrag die Einführung einer Bürgerversicherung in der 

Krankenversicherung. Der dbb hat die Anhörung zum Anlass genommen, nochmals 

ausdrücklich sein Bekenntnis zur derzeit in Deutschland herrschenden Pluralität der 

Versicherungsformen in der Krankenversicherung zu verdeutlichen. Der Wettbewerb 

zwischen den Versicherungssystemen fördert Innovationen und hilft, 

Mangelverwaltung und Wartelisten zu vermeiden. Eine etwaige Überführung der 

größtenteils privat versicherten Beamten in die GKV ist kontraproduktiv, würden doch 

die Subventionen, die das Leistungsspektrum der PKV bisher ermöglicht und die 

einen wesentlichen Beitrag zum medizinisch-technischen Fortschritt leisten, 

wegfallen. 

Seitenanfang 

 

04   Behindertenpolitik: 10 Jahre SGB IX – eine Bilanz  

Am 12. April 2011 hat Gertrud Schäffler-Kroner als Mitglied der 

Behindertenkommission an der Veranstaltung des DBB-Forum-Behindertenpolitik 

2011 teilgenommen, die unter der oben genannten Bezeichnung in Berlin stattfand. 

Sie bezeichnete das Forum insgesamt als großen Erfolg und lobte die Arbeit des 

DBB. Allerdings beklagte die stellvertretende Bundesvorsitzende, dass innerhalb der 

Veranstaltung die Interessen der älteren Behinderten nicht ausreichend 

berücksichtigt bzw. vertreten wurden. Dies wurde von ihr in der Sitzung beanstandet 

und sie konnte ihren Einfluss geltend machen. Sie erreichte, dass ihr für die nächste 

Zusammenkunft dieser Art der Einsatz und die Thematisierung des Problems für die 

Älteren unter den betroffenen Behinderten gewährt werden. 

Seitenanfang 

 

05   Landesvertretertag in Sachsen 

Am 05. April 2011 haben sich im Gasthof „Coschützer Hof – Dresden“ 60 

Landesdelegierte und als Gäste der Bundesvorsitzende Dieter Berberich, Vertreter 

des Sächsischen Landtages und der sbb-Vorsitzende Günter Steinbrecht zum 

fünften Landesvertretertag Sachsen getroffen. 
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Der Rückblick über 20 Jahre (gleichzeitig zum LVT die Jubiläumsfeier zum 

20jährigen Bestehen des LV Sachsen) geleistete ehrenamtliche Arbeit löste bei 

vielen Mitgliedern Emotionen aus. 

 

Der Bundesvorsitzende Dieter Berberich hielt die Festansprache und überbrachte die 

Glückwünsche im Auftrag der Bundesleitung. 

Große Zustimmung erhielt er bei seinem Schlusswort zur Verbandspolitik: „Es gibt 

keine Alternative zur BRH Seniorenarbeit. Was vor 60 Jahren die Gründer des BRH 

und nach der Wende Ihren Verband zum Zusammenschluss bewog, ist aktuell wie 

nie zuvor. Lassen sie uns daher das Jubiläum zum Anlass nehmen, die Arbeit 

verstärkt fortzusetzen, nach neuen Erfolgsstrategien zu forschen und solidarisch für 

unsere berechtigte Sache weiter kämpfen. Denn wer kämpft, kann verlieren, wer 

nicht kämpft, der hat schon verloren!“ 

 

Im Anschluss an die Feierstunde fand die Wahl des Vorstandes statt. An dieser 

Stelle sei der scheidenden Vorsitzenden Frau Dr. Renate Hoenow und ihrem 

Stellvertreter Martin Stein herzlichst gedankt für die geleistete Arbeit. 

Einstimmig zur neuen Vorsitzenden wurde Frau Rita Kiriasis gewählt, zur 

Stellvertreterin Frau Johannig, als Schatzmeister Hermann Hess, zur 

Versicherungsverantwortlichen Frau Hiltrud Greul. Die Gewählten sowie die 

Ehrenvorsitzende Ilse Zogbaum bilden den neuen geschäftsführenden Vorstand für 

die kommenden fünf Jahre (einschließend die Empfehlung, die Wahlperiode im 

Dachverband der DBB Tarifunion fortzuführen). 

 

Abschließend wünschte der Bundesvorsitzende dem gerade gewählten Vorstand viel 

Erfolg für die bevorstehende Etappe und Kraft bei der Durchsetzung von Reformen 

und neuen Wegen im BRH. 

Seitenanfang 

 

06 Kein Nachteil für Verwandte im Ausland  

Für Kinder von Rentenbeziehern, die im Ausland leben, kann die Rentenzahlung als 

Sonderausgabe steuerlich abgesetzt werden, so berichtet die Financial Times 

Deutschland in ihrer Ausgabe vom 12. April 2011. 

 

Immer mehr Arbeitnehmer wandern ins europäische Ausland aus, um dort zu 

arbeiten. Einen Streitfall hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) positiv beschieden: 

Der Kläger, der in Belgien lebt und arbeitet, deutscher Staatsangehöriger ist, hat von 

seiner Mutter im Wege der vorweggenommenen Erbfolge ein Grundstück erhalten. 

Sein Bruder kam ebenfalls in den Genuss der Übertragung eines Grundstücks. Beide 

Brüder waren im Gegenzug verpflichtet worden, hierfür der Mutter eine kleine Rente 

zu zahlen. Nun durfte der in Deutschland lebende Bruder diese Zuwendung als 

Sonderausgabe steuerlich in Abzug von seinem Einkommen bringen. 

Der in Belgien lebende Sohn der Rentnerin hingegen konnte bei der 

Einkommenssteuer den Betrag nicht subtrahieren. Dies führte zur Klage, denn er galt 

zwar als beschränkt steuerpflichtig, sah hierin jedoch eine Ungleichbehandlung 

gegenüber den unbeschränkt Steuerpflichtigen.  
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Das Gericht begründete sein Urteil auf einem Verstoß gegen die so genannte  

„Kapitalverkehrsfreiheit“. Dabei rekrutierte der EuGH auf ein früheres Urteil, das 

Erbschaften und Schenkungen grundsätzlich unter Kapitalverkehr im Sinne von 

Artikel 63 AEUV (Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union) 

subsumierte. In der Begründung heißt es, „eine steuerliche Benachteiligung könnte 

Gebietsfremde davon abhalten, in Deutschland zu investieren“. Gleichzeitig wären im 

Inland lebende Deutsche hierdurch abgeneigt, ihren im Ausland lebenden 

Verwandten durch die vorweggenommene Erbfolge Vermögenswerte zu übertragen. 

Da die Nutzung der Immobilie an die Rentenzahlung gekoppelt sei, so das Gericht, 

sei die Lage für den Kläger die gleiche wie für seinen in Deutschland lebenden 

Bruder bzw. Steuerpflichtigen. In Ermangelung öffentlichen Allgemeininteresses 

könne man sich daher auch nicht darauf berufen, dass die Ungleichbehandlung 

gerechtfertigt sei. 

 

Als Folge dieses Urteils ist ein Steuervorteil zu verzeichnen, denn die Kinder können 

nun einen Sonderausgabenabzug geltend machen. Zukünftig ist zum einen die 

Übertragung von Vermögen – auch Unternehmensvermögen, nicht nur Grundstücke 

oder Häuser – leichter, zum anderen können auch Anteile an 

Personengesellschaften übertragen werden. Es soll ebenfalls in Zukunft möglich 

sein, im erweiterten europäischen Wirtschaftsraum von dieser Entscheidung zu 

profitieren. 

Seitenanfang 

 

07 Gesetz für mehr Patientenrechte 

Die CDU hat zusammen mit der FDP im Koalitionsvertrag 2009 festgehalten, ein 

„Patientenschutzgesetz“ auf den Weg zu bringen bzw. zu entwickeln. Die 

Bezeichnung wurde mittlerweile in „Patientenrechtegesetz“ umbenannt und in der 

Mitte des vergangenen Monats wurden die ersten Eckpunkte vorgelegt. 

 

Der Patientenbeauftragte der Bundesregierung, Wolfgang Zöller, sagte, „man werde 

jetzt endlich mal ein Gesetz machen, bei dem der Patient wirklich im Mittelpunkt 

steht“. Besagtes Eckpunktepapier wurde als Kompromiss zwischen dem 

Gesundheits- und Justizministerium erarbeitet. Laut Zöllner soll es noch in 2011 

verabschiedet werden. 

Die Vorteile lägen in einer besseren Informationsmöglichkeit für die Patienten, so 

dass im Streitfall zwischen Arzt/Krankenhaus und Patient durch das erweiterte 

Wissen eine Besserstellung des Behandelten erreicht werde. 

 

In der bisherigen Praxis müssen Patienten vor einem Eingriff ein 

Aufklärungsgespräch erhalten, das dokumentiert und unterschrieben wird. Neu wäre 

die neue gesetzliche Form eines “Behandlungsvertrages“. Dieser Vertrag wäre eine 

vollständige Krankenakte, die der Patient sich im Ganzen kopieren dürfte. Die 

höhere Sorgfalt der Verantwortlichen und die intensivere Beteiligung des Patienten 

wären von der Neuerung rechtlich umfasst. Hinzu käme eine Regelung für den 

Umgang mit Behandlungsfehlern. Sowohl entstandene Fehler als auch Beinahe-

Fehler sollen nicht nur systematisch erfasst, sondern auch analysiert werden. Damit 

soll ein so genanntes „System zur Fehlervermeidung“ erstellt werden. Da es sich hier 
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jedoch um eine „Kann-Bestimmung“ handelt, entsteht kein Rechtsanspruch auf 

dieses Verfahren. 

Liegt ein aktenkundiger Behandlungsfehler vor, verbessern sich die 

Rahmenbedingungen jedoch erheblich: Bundesweit sollen hierfür vereinheitlichte 

Schlichtungsverfahren und spezialisierte Kammern  bei den Landgerichten 

eingerichtet werden.  

Dagegen soll es für die Entschädigungen der Opfer bei Behandlungsfehlern 

weiterhin bei der Absicherung der Ärzte durch deren Haftpflichtversicherungen 

bleiben. Eine Forderung Zöllners, einen „Entschädigungsfond“ zu begründen, der 

sich aus Beiträgen von Ärzten, Klinikpatienten und der Haftpflichtversicherung 

zusammensetze, wurde von den Ärzteverbänden abgewiesen. Diese erachteten die 

Konstruktion als Entstehung einer „Doppelstruktur“ und wiesen den Plan daher 

entschieden zurück, auch weil sie den Vorschlag als „populistisch“ erachteten. 

 

Unstrittig ist eine Verbesserung im Rehabilitationsbereich: Eindeutig positiv ist die 

Einführung der Vier-Wochen-Frist für einen Reha-Bescheid. Wenn die Patienten 

nach Beantragung mehr als vier Wochen auf den Bescheid warten müssen, können 

die Versicherten das Geld direkt bei den Kassen einfordern. 

(Quelle: evg intakt April 2011) 

Seitenanfang 

 

08 DGB für eine „Bürgerversicherung Pflege“  

Der Deutsche Gewerkschaftsbund will die gesetzliche Pflegeversicherung zu einer 

„Bürgerversicherung“ ausbauen. Das Konzept sieht unter anderem vor, die private 

Pflegeversicherung in einen Finanzausgleich einzubeziehen sowie Kapitaleinkünfte 

zu berücksichtigen. Für pflegende Angehörige sollen die Beiträge zur Renten- und 

Unfallversicherung aus Steuermitteln finanziert werden. 

„Der steigende Pflegebedarf ruft nach einer solidarischen Antwort, damit 

Pflegebedürftige und Pflegekräfte  sowie Beitragszahler und Kommunen vor 

Überlastungen geschützt werden“, sagte Vorstandsmitglied Annelie Buntenbach. 

Nach DGB-Berechnungen müsste der Beitragssatz ohne eine Finanzreform bereits 

im Jahr 2014 auf 2,8 Prozentpunkte angehoben werden, um den steigenden 

Pflegebedarf und die Leistungen für Demenzkranke zu finanzieren.  

 

Diese Zahlen weichen bedeutend von den Prognosen des 

Bundesgesundheitsministeriums ab. Demnach soll der Beitragssatz bis 2014 auf 2,1 

Prozent steigen und sich bis 2030 auf 2,5 Prozent erhöhen.  

 

Buntenbach warnte die Bundesregierung davor, den Pflegebedarf künstlich klein zu 

rechnen. Die Belastungen dürften den Versicherten nicht häppchenweise präsentiert 

werden. „Wenn die Bundesregierung den künftigen Pflegebedarf nicht ausreichend 

berücksichtigt, wird die Sozialhilfe-Abhängigkeit im Pflegefall wieder zunehmen:“ 

Dann drohe auch den Kommunen eine neue Belastungswelle. Ziel der Pflegereform 

müsse sein, „einen solchen Pflege-Kollaps zu vermeiden“. Durch den DGB-

Vorschlag könne der Beitragsanstieg im Jahr 2014 auf 2,34 Prozentpunkte begrenzt 

werden.  

Pläne für eine private Zusatzversicherung lehnt der DGB ab. Sie seien „unsinnig und 

in höchstem Maße sozial ungerecht“, so Buntenbach. 
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Beim DGB-Konzept hingegen geht es nicht nur um die Finanzierung. Auch inhaltlich 

muss die Pflege weiterentwickelt werden und soll folgendes umfassen:  

- Die Absicherung einer qualitativ hochwertigen pflegerischen Versorgung, wobei 

kommende Bedarfssteigerungen frühzeitig berücksichtigt werden müssen.   

- Bessere Rahmenbedingungen für die in der Pflege beschäftigten 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

- Die Schaffung eines aussagefähigen Pflege-TÜVs 

- Die Verbesserung der Vereinbarkeit der Pflege von Angehörigen mit der 

Erwerbstätigkeit 

Seitenanfang 

 

09 Kabinett beschließt Rentenerhöhung um ein Prozent 

Die Erhöhung soll ab dem 1. Juli bundesweit erfolgen, konkret sei es eine Steigerung 

der Rentenbezüge um 0,99 Prozent. Da die Teuerungsrate auf zwei Prozent 

geschätzt wird, dürfte die Erhöhung für den Rentner kaum zu spüren sein. „Grünes 

Licht“ für diese Verordnung gab die Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen. 

Nicht nur, dass die Ruhestandsbezüge wegen der Teuerungsrate an Kaufkraft 

verlieren, hinzu kommen teilweise nachgeholte Rentenkürzungen, welche in den 

zurückliegenden Jahren versäumt wurden. Diese Informationen wurden am Mittwoch 

aus Kabinettskreisen bekannt. (Quelle: focus online) 

Seitenanfang  

10 Auch die letzte Phase im Leben will geplant sein 

Durch die steigende Lebenserwartung sind Veränderungen in der Absicherung, auch 

im Hinblick auf das Testament erforderlich. 

Das Statistische Bundesamt beziffert die steigende Lebenserwartung mit 85 Jahren 

und mehr. Es stellt die Betroffenen vor die Herausforderung einer Kalkulation der 

Kosten für Krankheit und Pflege sowie Lebenshaltungskosten. Daraus resultieren 

häufig Konflikte mit der Familie. Wenn es ums Geld geht, ist gegenseitiges 

Misstrauen die Folge. Dies veranlasst viele aus der älteren Generation, ihr Geld 

zunächst zu horten. 

Ratsam ist jedoch, zumindest die Priorität auf die eigene Absicherung und die des 

Ehepartners zu setzen. Diese sollte auch Vorrang gegenüber Maßnahmen zur 

Reduzierung der „erwarteten Erbschaftssteuerlast“ genießen. Das bedeutet nicht, 

beispielsweise vorweg genommene Erbfolge zu vernachlässigen. 

Es empfiehlt sich eine Vorsorgevollmacht, die dafür Sorge trägt, dass gebundenes 

Kapital im Bedarfsfall liquid gemacht werden kann. Schließlich kann es auch plötzlich 

für eine solche Maßnahme zu spät sein, zumal gerade bei Unternehmens- und 

Immobilienvermögen ein Notar verpflichtend ist. Voraussetzung ist immer die 

Testierfähigkeit, die unfall- oder krankheitsbedingt wegfallen könnte. Daher empfiehlt 

sich nicht nur eine rechtzeitige Testamentsverfassung, sondern alte Testamente 

müssen vernichtet werden. Sollten diese sich in amtlicher Verwahrung befinden, 

müssen sie aus dieser genommen werden, damit sie ungültig sind. Auch hierfür 

muss die so genannte „Testierfähigkeit“ noch bestehen. Wenn im neuesten 

Testament bestimmte Personen bedacht oder nicht mehr bedacht werden soll, ist 

dies ein wichtiger Schritt, der rechtzeitig vorgenommen werden sollte. Daher ist es 

für die Älteren zwingend erforderlich, sich mit ihren Kindern bzw. der jüngeren 

Generation, den Erbberechtigten, auseinanderzusetzen. 
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(Quelle: FAZ vom 12. April 2011) 

Seitenanfang  

 

11   Mecklenburg-Vorpommern überträgt Tarifabschluss auf Beamtenbereich 

In Mecklenburg-Vorpommern wird das Tarifergebnis für die Beschäftigten der Länder 

vom 10. März 2011 auf den Beamtenbereich übertragen. Dies zeuge “von 

Verantwortungsbewusstsein und Fürsorge der Landesregierung ihrem Personal 

gegenüber“, sagte der DBB Landesvorsitzende Dietmar Knecht am 12. April 2011. 

Von der Übertragung des Tarifergebnisses profitieren im Land rund 26.000 

Beamtinnen und Beamte. 

 

In der gemeinsamen Pressemitteilung der Gewerkschaften und des 

Finanzministeriums vom 12. April 2011 heißt es: Finanzministerin Heike Polzin und 

gewerkschaftliche Vertreter des DBB Beamtenbund und Tarifunion M.-V., des 

Richterbundes sowie des DGB, haben sich in Sondierungsgesprächen auf 

Eckpunkte einer Umsetzung der Tarifeinigung für Landesangestellte auf die 

Besoldung der Landes- und Kommunalbeamten verständigt. Hierüber informierte die 

Finanzministerin heute das Landeskabinett. 

Die Gesprächspartner waren sich einig, den Tarifabschluss für die 

Landesangestellten vom 11.3. zeit- und wirkungsgleich auf den Beamtenbereich zu 

übertragen. Damit wäre sowohl im Tarifbereich als auch bei den aktiven Beamten 

neben einer Einmalzahlung von 360 Euro eine Anhebung der Bezahlung um 1,5 

Prozent zum 1. April 2011 und eine weitere Anhebung um 1,9 Prozent nebst einer 

darauf aufsetzenden Zahlung von 17 Euro zum 1. Januar 2012 vorgesehen. Die 

Bezügeanpassung soll auch für die Versorgungsempfänger gelten - allerdings mit 

der Ausnahme, dass die Einmalzahlung für diese Gruppe nicht gewährt werden soll. 

Für die Beamtenanwärter ergebe sich entsprechend dem Tarifergebnis eine 

Einmalzahlung von 120 Euro sowie Anhebungen der Besoldung zum 1. April 2011 

um 1,5 Prozent und zum 1. Januar nächsten Jahres um weitere 1,9 Prozent nebst 

einer darauf aufsetzenden Zahlung von 6 Euro. 

Die vereinbarte Umsetzung auf die Beamtenbesoldung muss durch eine gesetzliche 

Regelung erfolgen. Die Landesregierung plant, noch in dieser Legislaturperiode den 

Gesetzentwurf vorzubereiten, der dann nach der Landtagswahl in den neu gewählten 

Landtag eingebracht werden kann. Abschlagszahlungen könnten auf dieser 

Grundlage mit den Dezemberbezügen angewiesen werden. 

Seitenanfang 

 

12   Reformierte Bürgerversicherung kostet Betriebe fünf Milliarden Euro 

Das Konzept der SPD für eine Bürgerversicherung wurde überarbeitet und soll für 

alle neu zu Versichernden gelten. Im vorgelegten Modell verzichtet die Partei nun auf 

einen Kassenbeitrag auf Einkünfte aus Mieten, Pachten und Kapital. Ersatzweise 

werde die Kapitalertragssteuer erhöht, die prozentuale Höhe indes wurde noch nicht 

festgelegt. „Ob es 30 Prozent werden, werde man nach Ostern festlegen“, so die 

SPD-Generalsekretärin Andrea Nahles. Motiv ist die Wiederherstellung der Parität 

von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, d. h. bei Einführung einer Bürgerversicherung 

in der Krankenversicherung würde sich das Verhältnis von derzeit  8,2 

Prozentpunkten bei den Arbeitnehmern/Rentnern und Arbeitgeber von 7,3 Prozent 

auf gleiche Teile der Beiträge Arbeitgeber- und Arbeitnehmer belaufen. In der 



BRH-Aktuell 15  18.04.2011 

 

 

 

 

Hinweis des Herausgebers: Vervielfältigungen und Veröffentlichungen sowie der Abdruck auch auf Homepages ganz oder 

auszugsweise sind nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Herausgebers zulässig. 

 

9 

 

Einführungsphase bedeute dies für die Betriebe einen Aufwand an Mehrkosten in 

Höhe von etwa fünf Milliarden Euro. 

Individuelle Zusatzbeiträge sieht die SPD jedoch nicht vor. Der 

Versichertenbeitragsanteil soll von den Krankenkassen bestimmt werden. Wenn – 

wie geplant – für den Betriebe-Beitrag die Bemessungsgrenze von 3.712,50 Euro 

wegfiele, würde sich der Beitrag auch auf die höheren Einkommen erstrecken. Da 

sei bei kapitalintensiven Unternehmen auch gewollt. 

In der Folge hieße dies das „Aus“ des Geschäftskonzepts für die Privat-

versicherungsunternehmen. Vorhandene Kunden können in die Bürgerversicherung 

wechseln, müssten jedoch auf die Rückstellungen verzichten. Wenn neue Kunden 

geworben würden, dann beschränke sich die Werbung auf den „Bürgertarif“. 

Ausweichen könnte die Privatversicherung alternativ lediglich auf eine 

Zusatzversicherung als Angebot an den Kunden. Das Modell der SPD ist zur 

sofortigen Ausführung bereitgestellt. 

(Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 12. April 2011) 

Seitenanfang 

 

13   Gespräch zur Altersversorgung ostdeutscher Professoren mit Beteiligung 

des BRH 

Am 6. April 2011 fand im Deutschen Bundestag eine weitere Besprechung des 

Verbandes Hochschule und Wissenschaft (vhw), des Seniorenverbandes BRH und 

des VAV (Verein Altersversorgung für angestellte Professoren und Hochschullehrer 

neuen Rechts und Angestellte im höheren Dienst der Behörden in den neuen 

Bundesländern e. V.) mit führenden Vertretern der Unionsfraktion zur Frage der 

Altersversorgung ostdeutscher Professoren statt. 

 

Die Delegationen von vhw und BRH wurden geleitet von deren Vorsitzenden Elke 

Platz-Waury und Dieter Berberich. Von Seiten der Union waren unter anderen der 

stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Arnold Vaatz, der 

Beauftragte der Bundesregierung für die Neuen Bundesländer und Parlamentarische 

Staatsekretär im BMI Chistoph Bergner , weitere Abgeordnete der Unions-Fraktion 

wie Frank Heinrich, Berichterstatter für Rentenfragen Ost, sowie der Chef der 

Sächsischen Staatskanzlei Staatsminister Johannes Beermann und die 

Bevollmächtigten der Länder Thüringen und Sachsen-Anhalt beim Bund vertreten. 

 

In der Diskussion zeigte sich völlige Übereinstimmung, dass die Leistungen der 

ostdeutschen Professoren, Hochschullehrer und leitenden Wissenschaftler aus 

universitären und außeruniversitären Einrichtungen, die nach der Deutschen Einheit 

an der Neustrukturierung der Wissenschaftslandschaft mitgearbeitet haben, hoch 

einzuschätzen sind. Gleichfalls bestand Konsens, dass demgegenüber die 

Altersversorgung dieses Personenkreises ungerechtfertigt niedrig ist. Als besonders 

gravierend wurde bewertet, dass die Altersversorgung dieser ostdeutschen 

Leistungsträger durchschnittlich rund 500 Euro niedriger liegt als die 

Altersversorgung solcher ostdeutschen Wissenschaftler, die nach der Deutschen 

Einheit aus fachlichen und/oder politischen Gründen ihre Tätigkeit im öffentlichen 

Dienst nicht fortsetzen konnten und als Bestandsrentner ausgeschieden sind. Das 

betrifft gleichermaßen den universitären wie den außeruniversitären Bereich. 
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Deshalb hielten es die Beteiligten für dringend erforderlich, nun endlich für diese 

Härtefallgruppe eine befriedigende Lösung in der Altersversorgung herbeizuführen. 

Neben dem von den DBB-Verbänden vorgeschlagenen Fondsmodell wurden von 

Seiten der Union zwei weitere Lösungsansätze angesprochen. Eine Lösung solle 

„bis zur Sommerpause 2011“ gefunden werden. 

Seitenanfang 


